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Zusammenstellung 

des vom Bundesrat eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung 

des Bundesversorgungsgesetzes 

- Drucksache 1003 - 

mit den Beschlüssen des Haushaltsausschusses 
(18. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Bundesversorgungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

5 1 

Der § 86 Abs. 1 des Gesetzes über die Ver- 
sorgung der Opfer des Krieges (Bundesver- 
sorgungsgesetz) in der Fassung vom 7. August 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 866) erhält fol- 
gende Fassung: 

„(1) Die auf Grund der bisherigen versor- 
gungsrechtlichen Vorschriften zu zahlenden 
V ersorgungsbezüge werden so lange weiter- 
gezahlt, bis die Bezüge nach diesem Gesetz 
festgestellt sind. Die Feststellung erfolgt rück- 
wirkend vom Inkrafttreten dieses Gesetzes 
an. Die nach Satz 1 gezahlten Beträge sind 
anzurechnen. Sind die nach diesem Gesetz 
festgestellten Bezüge niedriger als die bisher 
gewährten Bezüge oder fällt die Rente ganz 
weg, so tritt die Minderung oder Entziehung 
mit Ablauf des Monats ein, der auf die Zu- 
stellung des Bescheides folgt, frühestens mit 
Ablauf von sechs Monaten nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes. Die seit Inkrafttreten des 
Bundesversorgungsgesetzes bis zur Beendigung 


Beschlüsse des 18. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Bundesversorgungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Der § 86 Abs. 1 des Gesetzes über die Ver- 
sorgung der Opfer des Krieges (Bundesver- 
sorgungsgesetz) in der Fassung vom 3. No- 
vember 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 703) wird 
mit Wirkung vom 1. Oktober 1950 wie folgt 
geändert: 

In Satz 3 letzter Halbsatz wird das Wort 

„drei“ durch das Wort „sechs“ ersetzt. 



Entwurf 


Beschlüsse des 1 8 . A u s s c h u s s e s 


der Vmanerkennungs arbeiten anfallenden 
Mehrbeträge gehen je hälftig 7.h Lasten des 
Bundes und der Länder'' 

§ 2 Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des §13 unverändert 

des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. 



